
als 100 Mio DM kosten - ist es sicher verständlich, wenn wir diese 
Strecken nicht sofort und auf einen Schlag wieder in Betrieb 
nehmen können. Die Inbetriebnahme erfolgt in enger Abstim
mung mit dem Senat von Westberlin, gestaffelt in den Jahren 
1991 und 1992.

Mit den zuständigen Gremien des künftigen Landes Branden
burg werden auch alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden, um 
mit Betriebsaufnahme dieser S-Bahn-Strecken an den Endpunk
ten oder günstig gelegenen Zwischenbahnhöfen P + R-Parkplät- 
ze zur Verfügung zu stellen.

In der Arbeitsgruppe Verkehr des provisorischen Regional
ausschusses werden gegenwärtig noch weitere Vorhaben bera
ten. Dazu zählt die Zielplanung im Bereich des schon erwähnten 
S-Bahnhofes Bornholmer Straße, für die Abschnitte Neukölln - 
Sonnenallee - Treptower Park und Lichterfelde Süd - Teltow wie 
auch der ehemaligen Verbindungen Spandau - Nauen und Heili
gensee - Velten. Wir sehen in diesen Maßnahmen, die sich in en
ger und konstruktiver Abstimmung befinden, ein deutliches Si
gnal, daß im Einklang mit dem Zusammenwachsen beider Teile 
Deutschlands die bisher trennenden Lücken zwischen den Ver
kehrssystemen beseitigt werden und der Verkehr auf diese Wei
se einen würdigen Beitrag zur Vertiefung des Zusammengehö
rigkeitsgefühls der Deutschen in Ost und West leistet. Danke.

(Beifall bei CDU/DA-Fraktion)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich rufe nun die Frage 47 auf. Ich bitte den Abgeordneten 
Herrn Heltzig von der SPD-Fraktion, das Wort zu nehmen.

Dr. Heltzig (SPD):

Herr Minister! Ich möchte Sie fragen, wie weit die Arbeiten ge
diehen sind, um innerhalb des deutschen Einigungsprozesses zu 
einer Vereinheitlichung der Straßenverkehrsordnungen zu 
kommen und die Nummernschilder der Fahrzeuge zu verein
heitlichen? Wenn es Ihnen recht ist, würde ich gern eine kleine 
Frage noch nachschieben: Gibt es in Ihrem Ministerium Vor
überlegungen hinsichtlich der Anbindung der Autobahn Dres
den- Prag?

Gibtner, Minister für Verkehr:

Vorweg eine kleine Bemerkung. Die Verantwortung für die 
' "’YdSen -0! Vehrsordnung liegt derzeit in der DDR noch beim Mi
nisterium des Innern. Ich bin mir aber mit meinem Kollegen Dr. 
Diestel einig, daß entsprechend den auch in der Bundesrepublik 
geltenden Zuständigkeiten diese Verantwortung bis Ende Au
gust 1990, also in Kürze, zum Ministerium für Verkehr überzulei
ten ist. Wir bereiten gegenwärtig die dazu erforderliche Ent
scheidung des Ministerrates vor. Wir haben uns so verständigt, 
daß ich diese Antwort schon in meiner künftigen Verantwortung 
hier gebe.

Am 3.7. wurde durch eine Expertengruppe beider Ministerien 
der DDR und Experten der Bundesrepublik der Entwurf der
6. Verordnung zur Straßenverkehrsordnung behandelt, eine er
ste Fassung, in dem auch die Vorschläge unseres Verkehrsaus
schusses berücksichtigt sind. Es gab nun noch eine Reihe von 
Hinweisen von den Experten der Bundesrepublik, die kurzfri
stig geprüft werden. Die neue Fassung dieser 6. Verordnung der 
Straßenverkehrsordnung wird Mitte August abschließend bera
ten werden und dann im Septemter dem Ministerrat zur Be
schlußfassung vorliegen.

Zu einigen Problemen, die damit im Zusammenhang stehen - 
Geschwindigkeitsbegrenzung auf Autobahnen und zulässige 
Promille-Grenze: Ich durfte mich dazu schon häufig äußern. 
Beim gegenwärtigen Zustand der Fahrbahnen und der siche
rungstechnischen Ausrüstung der Autobahnen können wir kei
ne generelle Erhöhung der Autobahngeschwindigkeit ermögli
chen. Wir streben eine Erhöhung der zulässigen Höchstge

schwindigkeit auf ausgewählten Abschnitten an. Diese Ge
schwindigkeit, die angestrebt wird, wird entweder 120 oder 
130 km/h betragen. Im Herbst sollen bereits erste Abschnitte für 
die neue Geschwindigkeit freigegeben werden. Ich muß dazu 
aber sagen, es sind Investitionen erforderlich, und deswegen 
können diese Maßnahmen auch keine absolute Priorität haben. 
Wir rechnen mit etwa 150 000 DM pro Autobahnkilometer, bloß, 
damit man das einmal gehört hat!

Zur Festlegung der Promille-Grenze: Da kennen Sie meine 
Meinung, ich bin Verfechter der Null-Promille-Grenze.

(Beifall)

Die Entscheidung zu dieser Frage sollte im Zusammenhang 
mit der Vereinigung getroffen werden. Es wird natürlich nur ein 
gesamtdeutsches Verkehrsrecht geben. Wir werden aber auch 
hier die Auffassungen, die im europäischen Raum vorherrschen, 
berücksichtigen. Ich sage immer, gewiß wird die Entscheidung 
nicht zugunsten von 0,8 °/oo ausfallen!

Zu der Vereinheitlichung der Fahrzeugkennzeichen ist sich 
die deutsch-deutsche Expertengruppe bereits einig: Wir über
nehmen das Kennzeichensystem der Bundesrepublik. Es gibt 
bereits den Entwurf des Kennzeichnungssystems für unsere 
Verwaltungsbezirke, aber auf Grund des Aufwandes für die Um
stellung werden wir einen Zeitraum von etwa zwei Jahren benö
tigen, um diese Umstellung total zu bewältigen.

(Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl: Ich rufe nun die Frage .. ,)s—

Moment, es gab noch die Zusatzfrage.

(Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl: Entschuldigung!)

Geben Sie mir bitte nochmal das Stichwort.

(Dr. Heltzig, SPD: Prag - Dresden.)

Im Rahmen der gesamtdeutschen Verkehrswegeplanung, die 
in einem allerersten Entwurf bis Ende dieses Jahres entsteht 
und in der abgestimmten Fassung bis Ende 1991, ist auch diese 
dringend notwendige Verbesserung der Verkehrsverbindungen 
in Richtung Süden enthalten. Über die Prioritäten ist noch nicht 
entschieden worden. Dazu sind auch Wirtschaftlichkeitsberech
nungen notwendig. Es gibt aber auch seitens der CSFR ver
ständliches Interesse und auch seitens der EG. Wir werden also 
alle Mittel nutzen, um hier bald zu einer entscheidenden Verbes
serung des grenzüberschreitenden Verkehrs zu kommen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Danke. - Noch eine Zusatzfrage, aber bitte eine kurze Zusatz
frage. Die Fragestunde ist zeitlich vorbei.

Dr. Heltzig (SPD):

Eine Rückfrage: Wie wird die Berücksichtigung des Land
schaftsschutzgebietes Sächsische Schweiz in die Überlegungen 
einbezogen?

Gibtner, Minister für Verkehr:

Entsprechend der Raumordnungsgesetzgebung und der Ge
setzgebung über die Berücksichtigung des Landschaftsschutzes 
wird im Rahmen eines Planauslegungsverfahrens die Mitwir
kung aller Gremien und vor allen Dingen auch der Kommunal
verwaltungen und der künftigen Landesregierung gesichert 
sein.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

So, die beiden letzten Fragen: Der Abgeordnete Sorge von der 
SPD-Fraktion stellt bitte die Fragen 48 und 49.
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